
Verwaltung will bei Schottergärten
strenger durchgreifen

Entscheidung im Kreistag steht an – Zwei zusätzliche stellen sollen geschaffen werden

tergärten-Verfolgung im Kreis-
gebiet befassen. Dazu gehören
zum Beispiel auch Ortstermine,
eine Festlegungder zuprüfenden
Gebiete und das Abarbeiten von
Hinweisen. LautKalkulation ent-
stehen der Kreisverwaltung
durch die zusätzlichen Stellen
jährlichePersonalkosten inHöhe
von circa 144.800 Euro. Aller-
dings handle es sich hierbei um
erste Schätzwerte, erklärt Katja
Schröder, stellvertretende Spre-
cherin der Kreisverwaltung.

In der Begründung heißt es
weiter, dass eine Reduktion öko-
logischnegativ bewerteter Schot-
tergärten sich positiv auf den Kli-
ma- und Naturschutz auswirke.
Denn insbesondere die heimi-
schen Tierarten könnten die
Schotterflächen nicht ausrei-
chend nutzen, da diese weder
Nahrung noch Unterschlupf bö-
ten. Darüber hinaus werde durch
das Vlies oder die Folien in
Schottergärten das Versickern
von Regenwasser reduziert oder
sogar ganz verhindert. Groß an-
gelegte Schotterflächen würden
im Sommer Wärme speichern
undes gebekeineAbkühlung, die
durch das Verdunsten von Was-
ser über Pflanzenblätter entsteht.
Daher gebe esnur einenWeg:Die
Anzahl von Schottergärten soll
deutlich reduziert werden.

Das Verbot für Schottergärten
gelte nicht nur im Peiner Land,

sondern in ganz Niedersachsen,
so Schröder. Allerdings bezieht
sich das nicht auf sämtliche
Schotterflächen: Die Nieder-
sächsische Bauordnung sieht vor,
dass nicht überbaute Flächen der
Grundstücke Grünflächen sein
müssen, sofern diese nicht für
eine andere zulässige Nutzung
erforderlich sind.

Wird der Bauaufsicht im Kreis
Peine bekannt, dass in Sachen
Schottergärten ein Verstoß vor-
liegt, erfolge in jedem Einzelfall
ein Einschreiten nach vorheriger
Abwägung und im Rahmen des
pflichtgemäßen Ermessens, er-
läutert Schröder. Schreitet der

Landkreis ein, werde der Verur-
sacher durch die Bauaufsichtsbe-
hörde zu einem Ortstermin gela-
den, die örtliche Situation werde
begutachtet und geprüft. Kommt
die Bauaufsicht zu dem Ergebnis,
dass ein Verstoß gegen das öf-
fentliche Baurecht vorliegt, er-
halte der Eigentümer ein Anhö-
rungsschreiben mit Darstellung
der Sachlage. In dem Schreiben
werde bereits angedroht, dass ein
Rückbau der versiegelten Fläche
angeordnet werden kann.
Gleichzeitig werde dem Eigentü-
mer die Möglichkeit gegeben,
den Garten innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums selbst zu-

rückzubauen. EinBußgeldwerde
aber nicht sofort verhängt. „Soll-
te sich der Verursacher während
des Anhörungsverfahrens nicht
äußern beziehungsweise nicht
gewillt sein, seine versiegelte Flä-
che zurückzubauen, geht seitens
der Verwaltung eine Verfügung
raus“, erklärt Schröder. In dieser
werde der Rückbau innerhalb
einer bestimmten Frist angeord-
net und gleichzeitig bei Nichtbe-
folgung ein Zwangsgeld ange-
droht. Dieses könne sich im Ver-
lauf des Verwaltungsverfahrens
noch erhöhen, sollte der Verur-
sacher weiterhin nicht gewillt
sein, der Anordnung Folge zu
leisten.

Zum Hintergrund: Das Ober-
verwaltungsgericht (OVG) Lü-
neburg hat zu Anfang des Jahres
entschieden, dass Baubehörden
in Niedersachsen Schottergärten
verbieten dürfen. Bei einem Ver-
stoß drohen Grundstücksbesit-
zern Bußgelder in Höhe bis zu
50.000 Euro. Allerdings reduzie-
re sich der Höchstsatz in der Re-
gel wegen Fahrlässigkeit, wie Fa-
bian Laaß, Sprecher der Kreis-
verwaltung, kurz nach dem Ge-
richtsurteil erklärte. In solchen
Fällen liege die maximale Sum-
me bei 25.000 Euro, zudem seien
die Größe der Schotterfläche so-
wie gegebenenfalls die Kosten,
die durch einen Rückbau entste-
hen würden, zu berücksichtigen.

Kreis Peine. Viele Hausbesitzer
versiegeln auf ihren Grundstü-
cken Flächen mit Schotter und
Steinen. Doch Schottergärten
stehen in der Kritik. Sie bieten
Tieren und Pflanzen keinen Le-
bensraum und haben darüber hi-
naus noch andere Nachteile. Die
Kreisverwaltung will deshalb die
Anzahl von Schottergärten auf
Privatgrundstücken im Peiner
Land deutlich reduzieren. Ein
entsprechendes Konzept wurde
bereits erstellt. Jetzt geht es um
die Umsetzung: Darüber soll bei
der kommenden Sitzung des
Kreistags am Mittwoch, 14. Juni,
ab 17.30 Uhr im Peiner Forum
abgestimmt werden.

Zwei zusätzliche Stellen sollen
für den Fachdienst Bau- und
Raumordnung geschaffen wer-
den, denn ein einzelnes Verfah-
ren gegen Schottergärten erfor-
dere neben personellen Ressour-
cen auch viel Zeit, heißt es in der
Beschlussvorlage. Dauer und
Umfang solcher Verfahren wür-
den oft „erheblich unterschätzt“.
Das erstellte Konzept besage,
dass eine Verfolgung von Schot-
tergärten nur dann intensiviert
werden kann, wenn der Fach-
dienst über zwei zusätzliche Voll-
zeitstellen verfügt.

Die Mitarbeitenden sollen sich
explizit mit dem Thema Schot-
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Die Anzahl von Schottergärten soll reduziert werden. Foto: PAZ
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